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ob Politikwechsel in brasilien oder 
Verhandlungen mit indien – das wett-
eifern um handelsabkommen läuft auf 
hochtouren. für deutsche unterneh-
men, die am internationalen waren-
verkehr teilnehmen, steht viel auf dem 
spiel: denn die abkommen entschei-
den über Privilegien beim zoll und sind 
viel geld wert.

zollabgaben werden beim import in 
die europäische union fällig, aber 
auch, wenn eu-waren im ausland ein-
geführt werden. die hoffnung auf 
weltweite abschaffung der zölle ist 
illusion geblieben. die europäische 
union setzt seit Jahren darauf, durch 
freihandelsabkommen stabile wirt-
schaftsbeziehungen mit kooperieren-
den staaten zu schaffen. mit mehr als 
vierzig ländern hat die eu freihan-
delsabkommen geschlossen. deutsche 
unternehmen können dadurch ihre 
lieferketten sichern und gleichzeitig 
zollabgaben vermeiden oder drastisch 
reduzieren. einfuhren aus diesen län-
dern in die eu sind zollfrei, importe 
von eu-waren in Partnerländer genie-
ßen dort Präferenzzölle, sind also im 
zollsatz ermäßigt oder ebenfalls zoll-
frei. zum Vergleich – obwohl der 
durchschnittliche zollsatz bei eu-im-
porten nur 4 Prozent des warenwertes 
beträgt, können aber je nach gattung 
der ware 10 bis 20 Prozent für den zoll 
hinzukommen. werden eu-Produkte 
im ausland importiert, sind die auslän-
dischen zollsätze durchschnittlich 
erheblich höher. 

die deutsche wirtschaft nutzt zoll-
präferenzen regelmäßig sowohl beim 
import als auch export. die wirtschaft-
lichen risiken werden jedoch regelmä-
ßig unterschätzt. die zollprivilegien 
sind vom ursprung der waren abhän-
gig. dieser muss entweder in der eu 
selbst oder einem Partnerland liegen. 
es kommt also nicht nur darauf an, 
dass die Produkte aus einem anderen 
land geliefert werden, vielmehr müs-
sen sie die ursprungsregeln des jeweili-
gen freihandelsabkommens erfüllen. 
alle abkommen sehen detaillierte 

ursprungsregeln vor, die sich von ware 
zu ware unterscheiden. die konkreti-
sierung erfolgt über das weltweit gel-
tende harmonisierte system zur 
bezeichnung und codierung der 
waren. nur Produkte mit ausreichen-
der wertschöpfung sollen privilegiert 
werden. die Produktion, nicht der 
handel ist entscheidend. 

für unternehmen ist die Prüfung der 
komplexen ursprungsregeln besonders 
schwierig. wer beim warenimport dem 
lieferanten vertraut, ohne die 
ursprungsbestätigungen zu hinterfra-
gen, riskiert viel. falsche angaben zum 
ursprung führen nicht nur zu nachzah-
lungspflichten mit bis zu  sechsstelligen 
beträgen oder sogar mehr – sie können 
auch strafrechtlich geahndet werden.

Viele unternehmen sind  zudem mit 
wichtigen formalitäten nicht ausrei-
chend vertraut. ursprungserklärungen 
werden „ins blaue hinein“ abgegeben. 
gründe hierfür sind falsche stamm-
daten oder auch mangel an qualifizier-
tem Personal. amtliche ursprungsdo-
kumente gibt es nur in wenigen 
abkommen. im regelfall erklärt heut-
zutage der hersteller auf einem han-
delsdokument den ursprung. erweist 
sich eine ursprungserklärung als 
falsch, wird der importeur nachträglich 
zur kasse gebeten. er muss die zollab-
gaben nachzahlen – und das in der eu 
bis zu drei Jahre rückwirkend. da kön-
nen über die Jahre erhebliche summen 
zusammenkommen. gegenüber den 
zollbehörden genießt der einführer 
keinen Vertrauensschutz, er steht für 
die zollabgaben voll in der Verantwor-
tung. 

der importeur kann sich vertraglich 
gegen den Vertrauensschaden absi-
chern, indem er mit seinem lieferan-
ten einen entschädigungsanspruch 
vereinbart. eine garantieklausel im 
kaufvertrag mit effektiv durchsetzba-
rem gerichtsstand ist empfehlenswert. 

hans-michael wolffgang
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Wer bei Zollprivilegien 
nicht aufpasst, riskiert viel
bei falschen angaben zum ursprung der waren 
drohen empfindliche nachzahlungspflichten

E xtremer starkregen verursachte 
im Juli 2021 vor allem in nord-
rhein-westfalen und rhein-
land-Pfalz die bisher folgen-

reichste hochwasserkatastrophe des 21. 
Jahrhunderts. 180 menschen in deutsch-
land starben und  mehr als 800 opfer wur-
den zum teil schwer verletzt. auch die 
materiellen schäden sind enorm. die 
bundesregierung beziffert den finanziel-
len gesamtschaden auf 32,85 milliarden 
euro. davon entfallen fast 18 milliarden 
euro auf rheinland-Pfalz und 12 milliar-
den euro auf nordrhein-westfalen. 

Von den zerstörungen sind mehr als 
85.000 Privathaushalte und fast 10.000 
unternehmen betroffen. Versicherungs-
leistungen in höhe von circa 7,7 milliar-
den euro und staatliche hilfen in höhe 
von rund 8 milliarden euro decken nur 
etwas mehr als die hälfte der schäden in 
rheinland-Pfalz und nordrhein-westfa-
len ab. es verbleiben schäden in zwei-
stelliger milliardenhöhe – und die frage: 
wer soll das bezahlen?

die haftungsfrage dürfte bald die 
gerichte beschäftigen. zunächst sind 
klagen von Privathaushalten zu erwar-
ten, die flutschäden an ihren häusern 
erlitten haben. begünstigt wird die 
gerichtliche geltendmachung durch die 
stärkung der Verbraucherrechte auf pro-
zessualer ebene in der eu.

die eu-Verbandsklagen-richtlinie 
und ihre umsetzung durch das geplante 
Verbraucherrechtedurchsetzungsgesetz 
werden die kollektive durchsetzung 
erleichtern. haftungsklagen für hoch-
wasserschäden sind geradezu prädesti-
niert für die kollektive form der gerichtli-
chen geltendmachung, die durch das 

neue instrument der abhilfeklage ermög-
licht werden soll. so sind typischerweise 
eine Vielzahl von Personen mit gleich 
oder ähnlich gelagerten sachverhalten 
betroffen, da in der regel das überlaufen 
einer talsperre oder eines rückhaltebe-
ckens zu einer Vielzahl gleich gelagerter 
schäden geführt hat. auch die Vorteile 
kollektiver geltendmachung liegen auf 
der hand: kostenersparnis und erhöhter 
druck auf den Prozessgegner. da über-
rascht es kaum, dass klägeranwälte 
bereits auf der suche nach flutgeschädig-
ten Privathaushalten sind. 

klagen sind außerdem von unterneh-
men zu erwarten, die zum teil erhebliche 
schäden an ihrer betriebsinfrastruktur 
und sonstigen sachlichen betriebsmitteln 
erlitten haben, vor allem an maschinen, 
werkzeugen und büroausstattung. teils 
übersteigen die schäden die Versiche-
rungssummen, teils wird der schaden 
durch die staatlichen aufbauhilfen in 
nordrhein-westfalen oder rheinland-
Pfalz nicht abgedeckt. die Praxis zeigt, 
dass viele unternehmen nun prüfen, ob 
sie ersatzansprüche anderweitig geltend 
machen können. sollten solche ansprü-

che bestehen, sind geschäftsleitungen 
sogar verpflichtet, tätig zu werden.

denkbar ist, dass der staat haftet, 
soweit er für die schäden verantwortlich 
ist. in betracht kommt insbesondere die 
geltendmachung von amtshaftungsan-
sprüchen. das derzeitige umfeld, in dem 
klimaklagen populär sind und die soge-
nannten esg-werte, also unternehmeri-
sche Verantwortung für umwelt und 
soziales sowie gute unternehmensfüh-
rung, eine immer größere rolle spielen, 
spricht für eine solche entwicklung. da 
amtshaftungsansprüche der regelmäßi-
gen, dreijährigen Verjährungsfrist unter-
liegen, also nur noch bis zum 31. dezem-
ber 2024 geltend gemacht werden kön-
nen, ist eine zeitnahe Prüfung geboten. 

Voraussetzung für einen amtshaf-
tungsanspruch ist die schuldhafte Verlet-
zung einer amtspflicht bei ausübung 
einer hoheitlichen tätigkeit. schwer-
punkt der rechtlichen Prüfung ist der 
nachweis einer rechtswidrigen und 
schuldhaften amtshandlung. konkret 
könnte dies beispielsweise das fahrlässige 
unterlassen einer rechtzeitigen warnung 
vor dem hochwasser sein und in weite-

rem kontext die Verletzung umweltschüt-
zender sorgfaltspflichten. 

eine maßgebliche hürde wird in der 
Praxis die darlegung sein, dass der kon-
kret entstandene schaden im falle einer 
ordnungsgemäßen warnung nicht ent-
standen wäre („hypothetische kausali-
tät“). bei der Prüfung der erfolgsaussich-
ten etwaiger amtshaftungsklagen kön-
nen betroffene unternehmen und poten-
tielle kläger auf die erkenntnisse zurück-
greifen, die durch die parlamentarischen 
untersuchungsausschüsse in nordrhein-
westfalen und rheinland-Pfalz zu den 
warn- und meldeketten im Juli 2021 
gewonnen wurden. diese erkenntnisse 
sind den betroffenen im rahmen ihres 
anspruchs auf zugang zu informationen 
der öffentlichen hand zugänglich zu 
machen. auch kommen die von den 
untersuchungsausschüssen angehörten 
Personen für sachverständigengutachten 
oder als zeugen in einem möglichen 
gerichtsverfahren in betracht. 

an potentiellen anspruchsgegnern 
aufseiten des staates fehlt es nicht: so 
sind für die warnung vor hochwasser in 
erster linie die kommunen zuständig. in 
nordrhein-westfalen folgt die zuständig-
keit aus dem „gesetz über den brand-
schutz, die hilfeleistung und den katas -
trophenschutz“. aber auch die bezirksre-
gierungen nehmen aufgaben in der 
warn- und meldekette wahr. für den 
betrieb von talsperren und hochwasser-
rückhaltebecken, die im zuge des hoch-
wassers vereinzelt übergelaufen sind und 
überschwemmungen verursacht haben, 
sind wiederum die wasser- oder sonstige 
zweckverbände verantwortlich. auch 
diese kommen damit als haftungsadres-
saten in betracht. 

bisher sind vor den gerichten, soweit 
ersichtlich, noch keine klagen anhängig. 
aber dabei wird es nicht bleiben. um den 
ablauf der Verjährungsfrist zu hemmen, 
ist mit einer Vielzahl von klagen bis 
ende 2024 zu rechnen. dann werden die 
gerichte zu klären haben, wer für die 
noch nicht regulierten hochwasserschä-
den aufzukommen hat und ob die flutka-
tastrophe zu einem praktischen anwen-
dungsfeld sogenannter esg-klagen 
wegen nichteinhaltung ökologischer, 
sozialer und governance-standards wird.
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Kommt nach der Flutwelle die Klagewelle?
nach dem hochwasser 
2021 sind schäden in mil-
liardenhöhe noch nicht 
reguliert. bald dürfte  das  
Problem  die gerichte 
beschäftigen. 
Von Sarah Versteyl  und 
Carsten Bringmann 

Wer haftet? Überschwemmungen in erftstadt-Blessem foto dpa

es nicht, wenn sie gezwungen sind, vor 
nationalen gerichten in einer ihnen 
unbekannten rechtsordnung zu prozes-
sieren. schiedsverfahren tragen dazu bei, 
dass geschäftsbeziehungen im wirt-
schaftsleben reibungsloser und sicherer 
funktionieren. für den wirtschaftsstand-
ort deutschland ist es daher wichtig, dass 
es auch als starker schiedsstandort wahr-
genommen wird. 

Allerdings hat die Schiedsgerichtsbar-
keit in Deutschland einen schlechten 
Ruf. Wie wollen Sie das ändern? 
die kritik bezog sich in der Vergangen-
heit vor allem auf die investitionsschieds-
gerichte, die über klagen von investoren 
gegen staaten entscheiden. auch gegen 

die handelsschiedsgerichtsbarkeit gab es 
den Vorwurf, dass da hinter verschlosse-
nen türen entschieden werde. ich bin tat-
sächlich der meinung, dass wir mehr 
transparenz brauchen. die deutsche ins-
titution für schiedsgerichtsbarkeit (dis) 
hat sich einer transparenten arbeitsweise 
verpflichtet. es wird derzeit auch disku-
tiert, ob künftig die Veröffentlichung von 
schiedssprüchen gestattet werden soll, 
wenn die Parteien mit der Veröffentli-
chung einverstanden sind.

Sind Sie auch für öffentliche Verhand-
lungen? 
nein, da muss man aufpassen, es ist eine 
gratwanderung zwischen transparenz 
und Vertraulichkeit. der grund, warum 

unternehmen sich für schiedsgerichte 
entscheiden, ist die Vertraulichkeit der 
Verhandlungen. sie wollen gerade nicht 
mit geschäftsgeheimnissen oder sensib-
len daten in der Presse landen.

Deutschland ist im Vergleich zu Frank-
reich, England und Schweden bisher kein 
sonderlich starker Schiedsort. Woran 
liegt das? 
so negativ würde ich das nicht formulie-
ren. wir als dis erfahren weiterhin gro-
ßen zuspruch durch unsere nutzer. in 40 
Prozent unserer Verfahren haben wir 
internationale beteiligung. wir befinden 
uns aber in der tat im internationalen 
wettbewerb. es gibt Vorteile in deutsch-
land, zum beispiel eine schiedsfreundli-

Frau Schardt, das Bundesjustizministe-
rium hat einen Gesetzentwurf vorgelegt, 
der den Justizstandort Deutschland stär-
ken soll. Wie finden Sie das? 
es ist eine super idee, den Justizstandort 
zu stärken. deutschland ist eine interna-
tional führende Volkswirtschaft. es gibt 
hier exzellente Juristen und eine moder-
ne rechtsordnung. insofern hat deutsch-
land als ort für streitbeilegung ein sehr 
großes Potential. 

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, die immen-
se Abwanderung von Fällen aus der 
staatlichen Ziviljustiz an Schiedsgerichte 
zu stoppen. Trotzdem eine super Idee? 
aus meiner sicht stehen schiedsgerichte 
und staatliche gerichte nicht in einem 
konkurrenzverhältnis zueinander, son-
dern in einem kooperationsverhältnis. 
davon können gerichte und schiedsge-
richte profitieren. beide gemeinsam prä-
sentieren deutschland als ort der streit-
beilegung. und nur wenn es gelingt, dass 
wir diese zusammenarbeit verbessern, 
wird deutschland sich international als 
streitbeilegungsort etablieren.

Staatliche Gerichte sollen besser auf 
internationale Streitigkeiten ausgerich-
tet werden. In sogenannten Commercial 
Courts sollen Verhandlungen auf Eng-
lisch möglich sein. Braucht es dann über-
haupt noch Schiedsgerichte? 
für komplexe grenzüberschreitende 
streitigkeiten haben schiedsgerichte vie-
le Vorteile. schiedssprüche sind anders 
als urteile staatlicher gerichte nahezu 
weltweit vollstreckbar. außerdem bieten 
schiedsverfahren große flexibilität: die 
Parteien können die schiedsregeln, den 
schiedsort und die schiedsrichter selbst 
wählen. und noch ein wichtiger Punkt: 
schiedsverfahren sind oft günstiger. 

Wirklich? 
Ja, das liegt daran, dass es nur eine ins-
tanz gibt, keine berufung und keine revi-
sion wie vor staatlichen gerichten. 
unternehmen wollen ihre konflikte 
schnell lösen. laufende Verfahren binden 
ressourcen und können geschäftsbezie-
hungen belasten. deshalb entscheiden 
sich viele unternehmen für die schieds-
gerichtsbarkeit. 

Dass so viele Fälle vor Schiedsgerichten 
landen, führt dazu, dass es in manchen 
Rechtsgebieten, etwa zum Unterneh-
menskauf, kaum noch höchstrichterliche 
Rechtsprechung gibt. Das ist ein Prob-
lem. Hat die Schiedsgerichtsbarkeit auch 
einen gesellschaftlichen Nutzen? 
die schiedsgerichtsbarkeit fördert den 
globalen handel. unternehmen mögen 

che rechtsprechung der oberlandesge-
richte, die unter anderem über die aufhe-
bung von schiedssprüchen entscheiden. 
aber klar, manches kann auch noch bes-
ser werden. 

Zum Beispiel? 
die deutschen regeln über die allgemei-
nen geschäftsbedingungen sind zum bei-
spiel eine hürde. sie schrecken viele aus-
ländische unternehmen davon ab, sich für 
das deutsche recht zu entscheiden und  – 
damit oft gleichlaufend –  einen schiedsort 
in deutschland zu wählen. es würde die 
attraktivität deutschlands als schieds-
standort steigern, wenn es die möglichkeit 
gäbe, das agb-recht im geschäftsverkehr 
zwischen unternehmen abzuwählen.

Steht noch etwas auf Ihrem Wunschzettel? 
was wirklich helfen würde, wäre ein zen -
trales, vom staat gefördertes hearing-
center, also ein ort, an dem schiedsver-
handlungen stattfinden können. derzeit 
treffen sich die Parteien mit dem schieds-
gericht häufig in hotels. da ist Vertrau-
lichkeit und logistische unterstützung 
immer ein thema. es ist im föderalen 
deutschland nicht ganz einfach, die rich-
tige stadt dafür zu finden. köln, frank-
furt, münchen, berlin? man kann es nicht 
allen recht machen. wünschenswert wäre 
zudem, die zuständigkeit für die aufhe-
bungsverfahren bei einem gericht zu 
konzentrieren.

Ist die Juristenausbildung auf der Höhe 
der Zeit? 
die liegt bei mir schon einige Jahre 
zurück. aber eines liegt mir am herzen: 
schiedsgerichtsbarkeit darf nicht länger 
wie ein orchideenfach behandelt wer-
den, sondern sollte zum verpflichtenden 
bestandteil der Juristenausbildung 
gemacht werden. 

Die Deutsche Industrie- und Handels-
kammer hat kürzlich einen Schiedsge-
richtshof gegründet und will sich in der 
Schiedsszene stärker einbringen als 
bislang. Ist das eine Konkurrenz für 
die DIS? 
ich denke nicht, dass es dieser initiative 
bedurft hätte. die dis-regeln, insbeson-
dere unsere regeln für beschleunigte 
Verfahren, sind auch für kleinere und 
mittelständische unternehmen anwend-
bar und praktikabel. im ergebnis werden 
wir gemeinsam den schiedsstandort 
deutschland stärken. das ist immer in 
unserem interesse. die kunden mögen 
das eine oder andere bevorzugen. kon-
kurrenz belebt das geschäft.  

Die Fragen stellte helene bubrowski.

ramona schardt,  neue generalsekretärin  der 
deutschen institution der schiedsgerichtsbarkeit (dis), 

über die kritik an entscheidungen hinter 
verschlossenen türen und das Verhältnis zur nationalen Justiz. 

„Schiedsgerichte  brauchen mehr Transparenz“ 
dpa. wiesbaden. deutschland 
hat zuletzt deutlich weniger Plastik-
müll ins ausland exportiert. wie das 
statistische bundesamt am dienstag 
in wiesbaden mitteilte, wurden im 
vergangenen Jahr etwa 745.100 ton-
nen an kunststoffabfällen ausgeführt. 
damit hat sich die menge in den ver-
gangenen zehn Jahren den angaben 
nach etwa halbiert (minus 51 Pro-
zent). „ein grund dafür sind die ein-
fuhrbeschränkungen einiger asiati-
scher länder für Plastikmüll“, erklär-
ten die statistiker. so waren im Jahr 
2012 demnach noch gut 1,5 millionen 
tonnen aus deutschland ausgeführt 
worden. im Vergleich zum Vorjahr 
2021 wurde ein rückgang um neun 
Prozent verzeichnet. 

das bundesamt gab die daten 
anlässlich des welttags der ozeane an 
diesem donnerstag bekannt. schät-
zungen zufolge treiben rund 270.000 
tonnen müll in den weltmeeren. 
laut statistik wurde der meiste Plas-
tikmüll im vergangenen Jahr in die 
niederlande ausgeführt. mit knapp 
153.300 tonnen gingen demnach 21 
Prozent aller exportierten kunststoff-
abfälle in den nachbarstaat, der mit 
dem hafen in rotterdam einen wich-
tigen umschlagplatz für seefracht 
besitzt. auf Platz zwei und drei der 
wichtigsten abnehmerstaaten folgten 
die türkei  und Polen.

Weniger 
Müllexporte

dpa. brüssel.  ukrainer in der eu 
arbeiten nach angaben der europäi-
schen kommission oft auf arbeits-
plätzen, für die sie überqualifiziert 
sind. grund sind „sprachbarrieren 
und manchmal mangelnde anerken-
nung von Qualifikationen“, sagte der 
für arbeit und soziale gerechtigkeit 
zuständige eu-kommissar nicolas 
schmit. in einem bericht der eu-
kommission zur integration von 
ukrainerinnen und ukrainern heißt 
es zudem, dass dies vor allem für 
frauen gelte. schmit sagte, es seien 
bereits mehr als 1,3 millionen 
arbeitsverträge mit menschen aus 
der ukraine in der eu unterzeichnet 
worden. bei der Vorstellung des 
berichts wurde  deutschland gelobt, 
das eine  große zahl von ukrainern 
aufgenommen habe und   vorbildlich 
mit der einwanderungswelle umge-
gangen sei.

Überqualifizierte 
Ukrainer

 ramona Schardt 
fotos privat, dpa


